
Anlage 11 zur GRDrs 770/2011 
Stellenschaffung zum Stellenplan 2012
	Org.einheit

(aut. Stpl.)
	Amt
	Stellen-

wert

Haushalt
	St.

Schl.
	Funktionsbezeichnung
	Anzahl der

Stellen
	Stellen-

vermerk
	Durchschnittl. jährl. kosten-wirksamer Aufwand    €

	370
37009431
	Branddirektion
	A 12
	10
	Sachbearbeiter/in
	1,00
	--
	99.300


1.
 Antrag, Stellenausstattung


Beantragt wird die Schaffung einer Beamtenstelle im gehobenen feuerwehrtechnischen Dienst in der Besoldungsstufe A 12.

2.
Schaffungskriterien

Im Rahmen der Personalbedarfsberechnungen und den dort berücksichtigten Auswirkungen bestehender gesetzlicher Grundlagen – v.a. Bundeselterngeld- und –elternzeitgesetz (BEEG) und Dienstrechtsreformgesetz (DRG) – wurde bei den Integrationsdiensten aus Fachabteilungstätigkeiten und Einsatzdienst ein Personalmehrbedarf erkannt. Hieraus ergibt sich auch die beantragte Stelle in der Dienstplangruppe des „Leitungsdienstes“. 

3.
Bedarf

3.1 Anlass


Eine konkrete organisatorische Zuordnung kann die Branddirektion aktuell nicht benennnen. Vor dem Hintergrund immer komplexer werdender Sachverhalte im Einsatzspektrum der Feuerwehr und dem sich daraus ergebenden Aus- und Fortbildungsbedarf der Einsatzkräfte der Berufs- und Freiwilligen Feuerwehr ergibt sich die Notwendigkeit einen weiteren Ausbilder vorzuhalten. Dieses sollte darüber hinaus Koordinierungs- sowie Leitungs- und Lenkungsaufgaben für die bestehenden vier Ausbilder übernehmen.

Mit dieser Stellenschaffung werden darüber hinaus die bereits in der Vergangenheit gemeldeten und zwingend erforderlichen zusätzlichen Aus- und Fortbildungskapazitäten geschaffen (vgl. auch Beantwortung der Gemeinderatsanfrage Nr.  85/2007 vom 22.08.2007).
Mit GRDrs. 621/2011 („Feuerwehrbedarfsplan der Landeshauptstadt Stuttgart – Plausibilitätsprüfung durch externen Gutachter“) wurde dem risiko- und bedarfsorientierten Feuerwehrbedarfsplan der Landeshauptstadt Stuttgart zugestimmt und der o. g. Stellenbedarf vom Gemeinderat zur Kenntnis genommen.

3.2
Bisherige Aufgabenwahrnehmung


Bei dieser Aufgabe handelt sich um eine neue umzusetzende gesetzliche Grundlage sowie die stetige Arbeitsvermehrung.
3.3 
Auswirkungen bei Ablehnung der Stellenschaffungen


Bei einer Ablehnung steigen in der Dienstplangruppe des „Leitungsdienstes“ die Überstunden im Umfang der Einflussfaktoren durch das BEEG und das DRG deutlich an. Zusätzlich wäre eine zeit- und praxisgerechte Aus- und Fortbildung nicht mehr gewährleistet. 

4. Stellenvermerke


keine

1

